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ENERGIE- UND KLIMAPOLITIK: Chemische Industrie 
kann mit Produkten und Technologien 
wesentlichen Beitrag leisten 

Europa ist bestrebt, durch seinen ehrgeizigen „Green Deal“ die Dekarbonisierung und die 

Kreislaufwirtschaft voranzutreiben. Angesichts der zunehmenden Zersplitterung der Weltpolitik, 

muss Europa eine starke wirtschaftliche Basis aufbauen, die mit einer zukunftsfähigen 

Industriepolitik ausgestattet ist. Dabei ist ein europäischer Weg, der europäische Lösungen für 

globale Herausforderungen bietet  und dabei vorhandene Stärken nutzt. Die chemische Industrie 

kann dabei mit ihren Technologien und Produkten einen wesentlichen Beitrag zur Dekarbonisierung 

der europäischen Industrie und Sektoren wie Verkehr und Gebäude leisten. 

Energie ist ein wesentlicher Produktionsfaktor für die chemische Industrie. Ihr Anteil an den 

Produktionskosten kann bei einzelnen Unternehmen bis zu 75 % betragen und ist damit 

entscheidend für die Wettbewerbsfähigkeit. Mit 73 % Exportquote steht die chemische Industrie 

im globalen Wettbewerb zu Konkurrenten, die mit wesentlich niedrigeren Energie- und 

Klimakosten kalkulieren können. Will man die Industrie als wesentlichen Wirtschaftsfaktor im Land 

halten, muss die Energie- und Klimapolitik daher klug und vorausschauend sein und darf den 

Standort nicht gefährden. Die Preisunterschiede zu Konkurrenzregionen der industriellen 

Produktion wie den USA und China sind hier ganz wesentlich, diese wurden zuletzt im „Draghi- 

Bericht“ kritisiert: Erdgas kostet in Europa um 345 % mehr als in den USA, Strom um 158 %. 

Der Fachverband sieht daher folgende Rahmenbedingungen für notwendig an: 

 Erneuerbare Energien und Energieversorgungssicherheit 

→ Die Verfügbarkeit von ausreichend erneuerbarer Energie zu wettbewerbsfähigen Preisen ist 
von zentraler Bedeutung für die Transformation der chemischen Industrie. Nur mit genügend 
nachhaltigem Strom können fossile Energieträger durch grünen Wasserstoff für die 
Produktion von chemischen Grundstoffen ersetzt werden. 

→ Eine Begrenzung der Energiekosten für energieintensive Betriebe ist unbedingt erforderlich. 
Zur Stabilisierung der Energiekosten sind die Energiesteuern auf das EU-Mindestniveau zu 
senken. Außerdem benötigt es steuerliche Anreize für die Nutzung von erneuerbaren 
Energieträgern. 

→ Erneuerbare Energien müssen an die Marktreife herangeführt werden. Auf EU-Ebene ist dazu 
eine einheitliche Förderpolitik im Interesse effizienter und ausgereifter erneuerbarer 
Energieträger erforderlich. 

→ Das europäische Stromnetz entspricht nicht den Anforderungen der Zeit. Der Netzausbau und 
die Modernisierung der Energieinfrastruktur sind voranzutreiben, um die 
Energieversorgungssicherheit und den weiteren Ausbau der erneuerbaren Energiequellen zu 
gewährleisten. 

→ Die industrielle Eigenstromversorgung als Beitrag zur Energieversorgungssicherheit soll durch 
entsprechende Anreizsysteme gestärkt werden. 
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→ Biomasse muss mehrfach genutzt werden. Die kaskadische Nutzung von Biomasse ist zu 
forcieren. 

→ Industrielle Abwärme sollte vermehrt genutzt werden, unterstützt durch entsprechende 
Anreizsysteme. 

 

KLIMAPOLITIK 

Die EU steuert etwa 8 % der weltweiten Treibhausgasemissionen bei – Tendenz sinkend. Bei 
Einsparmaßnahmen ist die Manövriermasse der EU also durchaus überschaubar. Klimapolitische 
Alleingänge der EU bringen daher für das Weltklima wenig, belasten die europäische Wirtschaft 
aber einseitig mit Kosten und forcieren eine Abwanderung CO2- intensiver Produktionen aus 
Europa (Carbon Leakage). 

 

→ Europäischen Emissionshandel (ETS): Dieser soll als Lenkungsinstrument für Investitionen in 
den Standort und den Klimaschutz weiter ausgebaut werden. Die Anerkennung von Carbon 
Capture and Use (CCU) im ETS für Chemieprodukte wie organische Grundchemikalien oder 
Kunststoffe ist dabei dringend notwendig, um eine Defossilisierung des Chemiesektors zu 
ermöglichen. 

→ Stromkosten-Ausgleich: In der Emissionshandels-RL ist für die Mitgliedstaaten eine 
Kompensationsmöglichkeit für indirektes Carbon Leakage vorgesehen (d.h. 
Abwanderungsgefahr von Industriebetrieben aufgrund höherer Strompreise durch den 
Emissionshandel). Um Wettbewerbsnachteile mit Mitbewerbern außerhalb und innerhalb der 
EU auszugleichen, fordert der Fachverband die Einführung von entsprechenden 
Kompensationsmaßnahmen bis 2030 auch in Österreich. Diese sollen im Einklang zu den ETS-
Beihilfeleitlinien der EU stehen und nicht nur auf das Krisenjahr 2022 beschränkt werden. 
Eine Erweiterung auf alle stromintensiven Sektoren ist notwendig, insbesondere um eine 
Elektrifizierung der industriellen Prozesse im Zuge der Dekarbonisierung zu ermögliche. 

→ Carbon Border Adjustment Mechanism“ (CBAM): Um einer Verzerrung der Exportpreise durch 
die europäische CO2-Bepreisung entgegenzuwirken, sollte eine Rückerstattung von CO2-
Kosten beim Export stattfinden. Sie wäre die logische Ergänzung zum neu eingeführten 
europäischen CBAM auf der Importseite. Bevor eine der Entscheidung über die Ausweitung 
des CBAM auf weitere Chemieprodukte getroffen wird, sind angesichts der Komplexität der 
chemischen Lieferketten eine gründliche Analyse und Folgenabschätzung sowie 
Konsultationen mit den Experten des Chemiesektors erforderlich, um die mit einer 
Ausweitung des CBAM-Anwendungsbereichs verbundenen Risiken zu bewerten. 

→ Märkte für klimafreundliche Produkte entwickeln: Nachhaltige Chemieprodukte mit einem 
geringen CO2-Fußabdruck weisen in der Regel einen höheren Produktpreis auf als Produkte, 
die auf fossilen Rohstoffen basieren. Dazu gehören beispielsweise Chemikalien, die mittels 
CCU, erneuerbaren Wasserstoff oder Biomasse als Rohstoff hergestellt werden. Die 
europäische und nationale Klimapolitik sollte daher Rahmenbedingungen schaffen, die es 
ermöglicht, für derartige Produkte die internationale Wettbewerbsfähigkeit zu erhalten. 

→ Auktionierungseinnahmen aus dem Emissionshandel fließen derzeit in das allgemeine Budget. 
Auktionierungserlöse sollten daher in die Wirtschaft zurückfließen, um die Entwicklung 
klimafreundlicher Produktionstechnologien voranzutreiben. 


